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D
IE

ZEITUNG
KOMMUNALE

Selten zuvor hatte die SPD bei 
der Kommunalwahl in NRW die-
se Situation: Die Corona Krise 
dominiert alles, und allen Unken-
rufen zum Trotz ist der Bund für 
die Kommunalen viel mehr Part-
ner als sonst. Gehörte es oft ge-
nug zum Standardprogramm vie-
ler Wahlkämpfer, sich vom Bund 
abzusetzen, wirkt die kommunal-
freundliche Haltung der SPD im 
Bund positiv. 

Beispiel 1: Auf die massiven Steu-
erausfälle in Höhe von knapp 12 
Milliarden hatte Olaf Scholz eine 
unmittelbare Antwort: Bund und 
Länder sollen die Ausfälle der 
Kommunen ausgleichen. Und so 
kommt es auch. 

Beispiel 2: Die Befürchtung, die 
mit steigender Arbeitslosigkeit 
verbundenen Soziallasten könn-
ten aus dem Ruder laufen, be-
gegnet der Bund durch Auswei-
tung seiner Beteiligung an der Fi-

nanzierung, und zwar nicht nur 
einmalig: Durch die Übernahme 
von bis zu 75 Prozent der Kos-
ten der Unterkunft erhalten die 
Kommunen unbefristet jährlich 
eine Summe in einer Größen-
ordnung von 3 bis 4 Milliarden. 
Wofür seit Jahren gestritten wur-
de, geschieht jetzt. Sogar das 
Grundgesetz wird eigens dafür 
so geändert, dass das Geld auch 
tatsächlich bei den Kommunen 
ankommt.

Beispiel 3: Investitionen. Mögen 
dies Unterstützungen mit ent-
sprechender öffentlicher Wir-
kung sein, sind andere nicht we-
niger beachtlich. Nach der Er-
stattung der Steuereinnahmen 
und Entlastung von den Sozial-
ausgaben betreffen sie auch die 
Investitionen: eine Milliarde für 
den zusätzlichen Kita-Ausbau, 
eine weitere für die Krankenhäu-
ser, vier Milliarden für Ausstat-
tung und Ausbau der Gesund-

heitsämter, zwei Milliarden für 
die Digitalisierung der öffentli-
chen Verwaltung – für die Schu-
len sind bereits zuvor ebenso ho-
he Mittel bereitgestellt worden.  

Die Liste aus dem 130 Milliarden 
Euro Wumms von Olaf Scholz 
gibt noch zahlreiche Beispiele für 
kommunale Unterstützung her, 
etwa die zusätzlichen Mittel für 
den Sportstättenbau oder die 
2,5 Milliarden zur Stützung des 
ÖPNV, um nur zwei weitere Bei-
spiele zu nennen. Doch geht es 
dabei nicht nur um unmittelba-
re und dringend benötigte Hil-
fe. Sein Ziel, die besonders hoch 
verschuldeten Kommunen in 
NRW durch einen Altschulden-
fond zu entlasten, war mit der 
CDU/CSU nicht zu machen, är-
gerlich, aber in dieser Legislatur-
periode nicht zu ändern. Aber 
die Aufgabe bleibt für die SPD 
auf der Tagesordnung.
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Liebe Leserin, 
lieber Leser,

ein Spaziergang durch die Städ-
te unseres Landes führt es uns 
deutlich vor Augen: die Kommu-
nalwahlen in Nordrhein-Westfa-
len stehen kurz bevor. Auf un-
zähligen Plakaten, Leinwänden 
und Werbetafeln prangen Per-
sonen und Botschaften, die die 
Wählerin und den Wähler in ih-
rer Wahlentscheidung unterstüt-
zen sollen.

Diese klassische Form 
der Wahlwerbung 
mag auf viele über-
holt wirken. Immer 
wieder höre ich die 
Frage, welchen Ein-
fluss Plakate auf den 
Wahlausgang haben 
mögen. Beantworten 
kann diese Frage ver-
mutlich niemand mit 
Gewissheit. 

Doch aus einem ganz 
anderen Grund fin-
de ich diese Art der politischen 
Werbung im öffentlichen Raum 
gut. Denn sie zeigt, dass eine 
Wahl mehr als ein Balkendia-
gramm am Wahlabend ist. Sie 
zeigt, dass unsere Demokratie 
nicht auf Prozentpunkten fußt, 
sondern auf ganz realen Men-
schen. Auf Menschen aus unse-
rer eigenen Nachbarschaft.  Auf 
Menschen, die für Themen und 
Werte stehen, die sich oftmals 

aus Erfahrungen ihrer eigenen 
Biografie speisen. 

Diese Menschen, die sich für 
ein politisches Mandat zur Wahl 
stellen, wagen sich in eine auf-
reibende Zeit. Die Herausforde-
rungen auf kommunaler Ebe-
ne sind groß. Die Themen sind 
komplex, das Geschäft schnellle-
biger und die Anerkennung und 
der Respekt für das politische 
Engagement nicht immer ge-
geben. Und dennoch zeigt die-
se Ausgabe eindrucksvoll, wie 

viele stolze, mutige 
und engagierte Men-
schen mit klarer Hal-
tung wir in unserer 
kommunalen Familie 
haben. Die abgebil-
deten Kandidatinnen 
und Kandidaten ste-
hen symbolisch für all 
die Kandierenden für 
verschiedenste Kom-
munale Parlamente. 
Und sie alle haben ei-
nes gemeinsam: Sie 
möchten ihre ganze 
Energie, in Hauptamt 

oder Ehrenamt, für ihre Kommu-
ne einsetzen.

Dieses Engagement hat Unter-
stützung verdient. Und diese 
Unterstützung beginnt mit einer 
Wahl am 13. September 2020. 

Euer Frank Baranowski

Vorsitzender der SGK NRW und
Oberbürgermeister der Stadt 

Gelsenkirchen
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Nur mit starken Kommunen 
aus der Krise
Die SPD im Bund bleibt verlässlicher Partner der Kommunen

Norbert Walter-Borjans, Annalena Rönsberg, Landratskandidatin für den Kreis Viersen, und Olaf Scholz
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„Generationswechsel“ in der Geschäftsstelle  
PERSONAL

Ihre Nachfolge hat zum 1. August 2020 Eleonore Wittkop angetre-
ten. Die 31-jährige gelernte Groß- und Außenhandelskauffrau arbeite-
te zuvor als Mitarbeiterin im Vorstandsbüro der NRWSPD und verstärkt 
nun die SGK-Landesgeschäftsstelle in Düsseldorf. 

Zum 30. Juni 2020 hat Bettina Fröhlich nach 31 Jahren bei der SGK 
NRW ihren wohlverdienten Ruhestand begonnen. Wir danken Bettina 
für ihren jahrzehntelangen Einsatz in der SGK-Landesgeschäftsstelle und 
wünschen Ihr einen schönen, erholsamen Ruhestand. So ganz loslas-
sen möchte sie aber noch nicht, 
sie begleitet noch aktiv die Vor-
bereitungen zur 20. Ordentlichen 
Landesdelegiertenversammlung 
im April 2021 in Düsseldorf. 

Der 13. September ist der Tag der 
Entscheidung in NRW, auf den al-
le hinweisen. Um 18:00 Uhr wer-
den die Wahllokale geschlos-
sen, die Stimmzettel gezählt, die 
Wahlbeteiligung ermittelt, die 
Siegerinnen und Sieger gekürt 
oder Stichwahlen in Angriff ge-
nommen. Bis zum 13. September 
werden allerdings bereits rund 
25 Prozent der Wahlberechtig-
ten ihre Stimme abgegeben ha-
ben. Entweder durch die Brief-
wahl oder aber durch die „di-
rekte“ Stimmabgabe im Rathaus. 
Denn das geht bereits seit über 
einer Woche und immer mehr 
Menschen nehmen dieses Recht 
in Anspruch.

Ob gut oder schlecht, faktisch 
hat diese Form der Wahlbeteili-
gung, erst recht unter Corona-
Bedingungen, einen immensen 
Aufschwung genommen. Ur-

sprünglich nur als Möglichkeit 
der Wahl bei Verhinderung am 
Wahltag entstanden, erfreut sich 
die Briefwahl und auch die  so-
genannte Direktwahl im Rathaus 
wachsender Beliebtheit. Weil 
der Sonntag dann anders ge-
nutzt werden kann – für die Fa-
milie oder Sport und außerdem 
muss man nicht in der Schlange 
stehen. Und wer Briefwahl da-
heim macht, braucht auch keine 
Maske! 

Deshalb sind Wahlkämpferinnen 
und Wahlkämpfer gut beraten, 
auf diese Form der Stimmabgabe 
hinzuweisen. 

Weitere Infos und Hilfestellungen 
gibt es unter:

Gleichzeitig müssen unsere Kom-
munen auf die Transformation 
der Gesellschaft, sprich auf die 
Herausforderungen der Zukunft, 
eingestellt werden. Angefangen 
von besserem Klimaschutz im 
Wohnungsbau (CO2-Gebäudesa-
nierung) über die Förderung von 
Elektrosäulen oder wasserstoff-
betrieben Busse bis zum Wegfall 
des Deckels bei der Photovolta-
ik oder der Förderung der Wind-
energie und dem Breitbandaus-
bau reichen die zusätzlichen 
Maßnahmen.

Fazit: Die Kommunen werden 
durch die Corona-Krise wie alle 

gesellschaftlichen Gruppen und 
politischen Ebenen vor immen-
se Herausforderungen gestellt. 
Aber auch hier gilt: Zusammen-
halt, Zuversicht und Mut zu In-
vestitionen in die Zukunft sind 
sozialdemokratische Antwor-
ten, für die es sich zu engagie-
ren lohnt. 

Nur mit starken Kommunen 
aus der Krise
Die SPD im Bund bleibt verlässlicher 
Partner der Kommunen

Wählen jetzt!
Kommunalwahl hat begonnen.
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Olaf Scholz kann Kanzler
SPD-Kommunale begrüßen Kanzlerkandidatur

Unerwartet, aber offensichtlich 
wahrgenommen wurde, dass 
sich der SPD-Vorstand einstim-
mig und ohne Enthaltung hinter 
die Kandidatur gestellt hat. Da-
mit verbunden ist auch die An-
erkennung für die beiden Par-
teivorsitzenden, denen es offen-
bar gelungen ist, Flügel zusam-
menzuführen und Differenzen zu 
überwinden. Gut so!

„Die SGK begrüßt die einstimmi-
ge Nominierung von Olaf Scholz 
zum Kanzlerkandidaten der SPD 
für die kommende Bundestags-
wahl“, so Frank Baranowski, Gel-
senkirchener Oberbürgermeister 
und Bundesvorsitzender. „Olaf 
Scholz kann Kanzler. Er ist ein er-
folgreicher und erfahrener Bun-
despolitiker. Auch in Krisenzei-

ten handelt Olaf Scholz überlegt, 
zielsicher und schnell. Das hat er 
als Bundesminister für Arbeit und 
Soziales in der Wirtschaftskrise 
2008/2009 wie auch als Vize-
kanzler und Bundesfinanzminis-
ter jetzt in der Coronakrise ein-
drucksvoll unter Beweis gestellt“, 
so Baranowskis Kommentar.

Auch Bernhard Daldrup, kommu-
nalpolitischer Sprecher der SPD-
Bundestagsfraktion, begrüßt die 
Entscheidung. „Immer wieder 
geht Olaf Scholz in der Fraktion 
auf die Lage der Kommunen ein. 
Sein Vorschlag, den hoch verschul-
deten Kommunen in Deutsch-
land durch einen Altschulden-
fond zu helfen, wurde einhellig 
begrüßt. Die Ablehnung durch 
CDU/CSU hat gleichzeitig die Un-

terschiede im Verhältnis zu den 
Kommunen gezeigt. Solidarität 
unter den Gebietskörperschaften 
ist die Sache der CDU/CSU nicht. 
Die Übernahme der Kosten der 
Unterkunft hat Olaf Scholz vie-
le Jahre gefordert und wir sind 
dem ein ganzes Stück näherge-
kommen. Und seine Bereitschaft 
zu Investitionen im großen Stil ist 
beeindruckend.“

„Olaf Scholz ist auch ein Freund 
und Kenner der Kommunen. 
Als ehemaliger Bürgermeister 
der Hansestadt Hamburg kennt 
er die Herausforderungen für 
Großstädte aus erster Hand“, so 
Baranowski weiter. „In der Coro-
na-Krise hat Olaf Scholz sofort fi-
nanzielle Hilfen für die Kommu-
nen auf den Weg gebracht. Die 
SPD ist Kommunalpartei und Olaf 
Scholz ist unser Kanzlerkandidat. 
Wir werden ihn mit aller Kraft 
unterstützen.“

Hört man im NRW-Kommunalwahlkampf Reaktionen zur Kanz-

lerkandidatur von Olaf Scholz, sind sie nahezu ausnahmslos po-

sitiv.
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Demokratie beginnt vor Ort 
Vor Ort, wo wir leben, arbeiten 
und wohnen, wo unsere Kinder 
zur Schule gehen, wo wir ent-
spannen, Sport treiben und uns 
im Verein engagieren, hier kom-
men wir in Berührung mit Politik. 
Hier kommen wir in Berührung 
mit Entscheidungen, die in Berlin 
und in Düsseldorf getroffen wer-
den, vor allem aber auch mit Ent-
scheidungen, die unmittelbar vor 
Ort in den Kommunen getroffen 
werden. Denn unsere erfolgrei-
che Demokratie fußt auf starken, 
handlungsfähigen Kommunen. 
Mit tausenden ehrenamtlichen 
und hauptamtlichen Kommunal-
politikerinnen und Kommunal-
politikern tragen wir als SPD im 
ganzen Land Verantwortung. 
Dieses Engagement vor Ort ist 
unsere Stärke. Ein solidarisches 
und gerechtes NRW braucht star-
ke Kommunen und braucht eine 
starke SPD. Es macht einen Unter-

schied, wer regiert – im Bund, im 
Land und eben auch in den Städ-
ten, Kreisen und Gemeinden in 
NRW. Wir Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten machen 
das an drei Themen fest: gute Ar-
beit, starke Familienpolitik und 
handlungsfähige Kommunen. 
Wo andere nur verwalten, dort 
wollen wir gestalten. 

Die Antwort auf Corona kann 
nur die Sozialdemokratie 
geben 
Durch die Corona-Krise ist in unse-
rem Land vieles ins Rutschen ge-
kommen. Die Krise lässt Versäum-
nisse der Vergangenheit wie unter 
einem Brennglas deutlich werden: 
Bestehende Missstände, Proble-
me und Ungleichheiten werden 
uns übergroß vor Augen geführt. 
Gleichzeitig verschärft Corona ge-
sellschaftliche Probleme mit der 
Intensität eines Brandbeschleuni-
gers. Die Antwort auf diese Kri-

se kann nur eine sozialdemokrati-
sche sein: Wir stehen für Solidari-
tät, Sicherheit und Zusammenhalt. 
Wir werden weder die Sicherung 
von Arbeitsplätzen noch unsere 
Vorstellung von guter Arbeit bei 
der Bewältigung der Corona-Pan-
demie hinten anstellen. Wir brau-
chen in der Pflege oder an der Su-
permarktkasse endlich bessere Ar-
beitsbedingungen. Wir brauchen 
mehr Tarifverträge und einen bes-
seren Arbeitsschutz. Wer jetzt Ar-
beitsrechte einschränken will, hat 
nichts verstanden. 

Für eine Zukunft ohne 
Altschulden 
Wenn ein Freibad schließen muss, 
weil nicht genug Geld da ist, 
wenn eine Bürgermeisterin erklä-
ren muss, warum nur eine Schule 
saniert werden kann und nicht die 
vielen anderen, die es auch nö-
tig hätten, weil nicht genug Geld 
da ist, dann müssen wir als Sozi-

aldemokratie Lösungen suchen. 
Die gesamte Fachwelt ist sich ei-
nig, dass eine Lösung für die Alt-
schulden überfällig ist und jetzt 
angegangen werden sollte. Viele 
Kommunen haben in den vergan-
genen Jahren hart gearbeitet und 
mächtig gespart, um jetzt wieder 
mehr im Sinne ihrer Einwohnerin-
nen und Einwohner gestalten zu 
können. Corona droht diese Spa-
ranstrengungen zunichte zu ma-
chen; die Mindereinnahmen der 
Gemeinden werden auf über 15 
Mrd. Euro geschätzt. 

Wir fordern umgehend die Befrei-
ung von Altschulden, um den fi-
nanziellen Handlungsspielraum 
der Kommunen wieder vollstän-
dig herzustellen: eine echte „Stun-
de Null“ für die Städte und Ge-
meinden in NRW. Es geht hier 
auch um faire und gleiche Bedin-
gungen für die Kommunen. Mit 
Olaf Scholz haben wir einen ver-

lässlichen Partner für die Kommu-
nen an unserer Seite. Wir wollen, 
dass die Städte und Gemeinden in 
NRW wieder in die Zukunft ihrer 
Bürgerinnen und Bürger investie-
ren können. Darum geht es am 
13. September bei den Kommu-
nalwahlen um nichts weniger als 
die Zukunft unserer Kommunen. 

Wir stehen für echte 
Chancengleichheit 
Denn nicht der Wohnort darf dar-
über entscheiden, wie viel wir für 
einen Kita-Platz bezahlen müs-
sen und ob wir überhaupt einen 
Kita-Platz bekommen. Nicht der 
Geldbeutel der Eltern darf vorher-
bestimmen, ob Kinder Kultur, Bil-
dung und Freizeitangebote nut-
zen können. Das Aufstiegsver-
sprechen und die echte Chancen-
gleichheit sind für uns seit jeher 
ein Kernversprechen. Kinder und 
Jugendliche haben ein Recht auf 
Bildung und soziale Entwicklung. 
Dazu gehören selbstverständlich 
auch digitale Lernmittel wie Tab-
lets und Notebooks.

Niemand in Nordrhein-Westfalen 
soll sich Sorgen um die Zukunft 
seiner Kinder machen müssen, 
um soziale Sicherheit, um Wohn-
raum und um gute Arbeit. Diese 
Zuversicht wird vor Ort gemacht. 
Diese Sicherheit gibt es nur mit 
der SPD.

Ein solidarisches und gerechtes NRW 
braucht eine starke SPD
Von Sebastian Hartmann MdB, Landesvorsitzender der NRWSPD

Nordrhein-Westfalen ist ein wunderbares Land. Landschaftlich, 

aber vor allem: wegen der Menschen. Ich bin in den vergange-

nen Wochen viel durchs Land gefahren: vom Rheinland, über 

das Ruhrgebiet und das Münsterland bis nach Ostwestfalen. Ich 

habe Vereine, Verbände und Unternehmen besucht und bin beim 

Straßenwahlkampf mit den Menschen vor Ort ins Gespräch ge-

kommen. In jedem Gespräch habe ich gespürt, wie stolz die Men-

schen auf ihre Heimat sind, wie sehr sie sich für ihre Stadt, für 

ihre Gemeinde, für ihr Viertel einsetzen und ihr Zuhause damit zu 

dem machen, was es ausmacht. 
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Der Landesverband hat ei-
ne Rahmenkampagne auf die 
Beine gestellt mit dem Slogan 
„Zuhause überzeugen“. Wa-
rum habt ihr euch für diesen 
Slogan entschieden?

Den Slogan haben wir schon vor 
Corona entwickelt. Durch die 

Pandemie hat er dann im wahrs-
ten Sinne der Worte natürlich ei-
ne erweiterte Bedeutung bekom-
men. Denn unsere Welt ist wäh-
rend der zurückliegenden Mona-
te deutlich kleiner geworden. Das 
gesellschaftliche Leben war bzw. 
ist weitestgehend lahmgelegt. 
Dadurch ist es besonders wichtig, 
dass wir uns auf die Menschen 
bei uns Zuhause verlassen kön-
nen. Jenseits von Corona heißt 
„Zuhause überzeugen“ für uns, 
eine lebenswerte Kommune zu 
gestalten. Dazu gehört die Schaf-
fung von bezahlbarem Wohn-
raum, die Investition in städtische 
Freizeit- und Kulturangebote, die 
Betreuung von Senior*innen und 

Kindern und auch die Gewährleis-
tung von Sicherheit und Gesund-
heit. Besonders in Not geratene 
Menschen dürfen nicht zurückge-
lassen werden. Kurzum: Wir müs-
sen für ein solidarisches Miteinan-
der sorgen.

Wie erlebst du den Wahl-
kampf in Corona-Zeiten? 

Die Corona-Pandemie beeinflusst 
natürlich unseren Wahlkampf 
vor Ort.  Gerade weil persönli-
che Begegnungen und der direk-
te Dialog immer das Herzstück 
unseres Wahlkampfes gewesen 
sind. Aber ich sehe, dass unsere 
Wahlkämpfer*innen mit Sensibi-

lität und Fingerspitzengefühl 
mit dieser Situation umgehen 
und auf die Schnelle viele krea-
tive Ideen für eine Wahlkampf 
mit Abstand, aber trotzdem mit 
Herz entwickelt haben. Zusätzlich 
ist der Online-Wahlkampf jetzt 
wichtiger geworden. Wir sind in 
der Fläche mit starken Auftritten 
in den Sozialen Netzwerken un-
terwegs. Das war natürlich schon 
vor Corona wichtig.  Aber in An-
betracht der Lage, haben unsere 
Leute sehr schnell um- bzw. ge-
schaltet und nochmal einen Gang 
zugelegt. Wir sind also gut aufge-
stellt und ich bin mir sicher, dass 
wir einen guten Wahlkampfend-
spurt hinlegen werden.

Und dann haben wir mit der 
Stichwahl noch eine zweite 
Runde vor uns.

Und das ist auch gut so! Die Kla-
ge vor dem Verfassungsgerichts-
hof war eine Schlappe für Armin 
Laschet und ein Sieg für die De-
mokratie. Voraussichtlich werden 
wir nach dem 13. September in 
der einen oder anderen Gemein-
de noch in die Verlängerung ge-
hen. Dann gilt es mit der gleichen 
Leidenschaft und Kraft bis zum 27. 
September noch mal die Wähle-
rinnen und Wähler mit Herz und 
auf Abstand zu überzeugen.

Interview mit Nadja Lüders MdL, Generalsekretärin der NRWSPD

© Spencer - Fotolia

Wahlkampf mit Abstand 
und mit Herz
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Am 13. September, auf den Tag fünf Jahre
nach der letzten Kommunalwahl, findet die
erste zusammengelegte Wahl der Räte und
Hauptverwaltungsbeamt*innen statt. Die hier 

abgebildeten Kandidatinnen und
Kandidaten stehen stellvertre-
tend für die viele Tausend eh-
renamtlichen Kommunalpoliti-
ker, die sich in den Städten, Ge-
meinden und Kreisen zur Wahl 
stellen.
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Jörg Achilles
Porta Westfalica

Birgit Alkenings
Hilden

Reiner Allerdissen
Borchen

Sabine 
Amsbeck-Dopheide 

Harsewinkel

Sabine Anemüller 
Viersen

Hans G. Angrick
Alfter

Werner Arndt
Marl

Bernd Banschkus
Kreis Olpe

Christine Bär
Zülpich

Dr. Christof Bartsch
Brilon

Marc-Marius Baumgart
Sonsbeck

Dirk Becker
Oerlinghausen

Andreas Becker MdL
Recklinghausen

Andreas Behncke 
Rhein-Kreis Neuss

Thorsten Berg
Oberhausen

Dietmar Bergmann
Nordkirchen

Michael Billen
Meerbusch

Rainer Bleek
Wermelskirchen

Torben Blome
Lügde

Dr. Christian Böse
Swisttal

Arne Brand
Lemgo

Reiner Breuer
Neuss

Ralph Brodel
Sundern

Michael Brosch
Halver

Pit Clausen
Bielefeld

Mario Dahm
Hennef

Ralf Derichs
Kreis Heinsberg

Unser Team für NRW
Bärbel Dittrich

Soest
Christoph Dolle

Blomberg
Mathias Dopatka

Aachen
André Dora

Datteln
Bernd Dumcke

Spenge
Tülay Durdu

Oberbergischer Kreis
Thomas Eiskirch

Bochum
Ingo Ellerkamp

Kreis Minden-Lübbecke
Reinhard Brüggemann
Hochsauerlandkreis

Dr. Frank Dudda
Herne

Dr. Benjamin Fadavian
Herzogenrath

Dr. Günter Fiedler
Geseke

Olaf Finke
Xanten

Petra Freudenreich
Meinerzhagen

Dieter Freytag
Brühl

Thomas Geisel
Düsseldorf

Jens Geyer
Kreis Mettmann

Hannes Gieseler
Wilnsdorf

Katharina Gläsmann
Erkelenz

Frank Goossens
Troisdorf

Dr. Monika Griefahn
Mülheim an der Ruhr

Martin Grohnert
Dörentrup

Henning Gronau
Erndtebrück

Matthias Großgarten
Niederkassel

Uwe Grote
Lohmar

Burkhard Günther
Hille

Dirk Haarmann
Voerde

Frank Haberbosch
Lübbecke

Monika Hallstein
Erftstadt

Rolf Hamacher
Kreis Düren

Dr. Wilfried Hamann
Everswinkel

Frank Hasenberg
Wetter

Jutta Hecken-Defeld
Wenden

Dr. Michael Heidinger
Dinslaken

Felix Heinrichs
Mönchengladbach

Marc Herter MdL
Hamm

Nadine Heselhaus
Kreis Borken

Frank Hilker
Detmold

Matthias Himmelreich
Kreis Steinfurt

Peter Hinze
Emmerich

Dr. Martin Hoffmann
Leopoldshöhe

Udo Högemeier
Rahden

Volker Hoven
Sprockhövel

Rainer Hübinger
Velbert

Michael Hübner MdL
Kreis Recklinghausen

Hermann Huerkamp
Ahlen

Kai Hutzenlaub
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Am 13. September, auf den Tag fünf Jahre 
nach der letzten Kommunalwahl, findet die 
erste zusammengelegte Wahl der Räte und 
Hauptverwaltungsbeamt*innen statt. Die hier 

abgebildeten Kandidatinnen und 
Kandidaten stehen stellvertre-
tend für die viele Tausend eh-
renamtlichen Kommunalpoliti-
ker, die sich in den Städten, Ge-
meinden und Kreisen zur Wahl 
stellen.
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Das Thema der Sicherheit prägt 
in zahlreichen Kommunen die 
politischen Debatten: Vielerorts 
ist die Sorge der Menschen vor 
Kriminalität und ein Gefühl der 
„Unsicherheit“ gestiegen. Die 
Menschen erwarten, dass auch 
vor Ort für mehr Sicherheit ge-
sorgt wird. Zwar klaffen objek-
tive Sicherheitslage und subjek-
tives Sicherheitsgefühl oftmals 
stark auseinander, dennoch muss 
die subjektive Stimmungslage 
ernst genommen werden. Denn 
innenpolitische Debatten wer-
den insbesondere von Rechtspo-
pulisten oft missbraucht, um das 
politische Klima zu vergiften. 
Diese Emotionalisierung verunsi-
chert dann beinahe zwangsläufig 
Teile der Bevölkerung.

Wir Sozialdemokraten haben die 
Aufgabe, dieser Verunsicherung 
und Emotionalisierung entgegen-
zutreten, indem wir einerseits in 
der Debatte für Sachlichkeit sor-
gen. Andererseits müssen wir tat-
sächlich vorhandene Defizite of-
fen benennen und uns um Lösun-
gen kümmern. Innere Sicherheit 
ist ein wesentliches sozialdemo-
kratisches Thema. Gerechtigkeit 
und Solidarität können nur in ei-
ner friedfertigen und sicheren Ge-

sellschaft entstehen und in diesem 
Bereich gilt: Nur reiche Menschen 
können sich einen schwachen 
Staat leisten. Eine sozialdemokra-
tische Sicherheitspolitik darf gera-
de deshalb nicht einseitig und aus-
schließlich auf polizeiliche Maß-
nahmen fixiert sein, sondern muss 
vorausschauend für die Menschen 
gestaltet werden. Hier sind unsere 
Kommunalpolitiker und -politike-
rinnen gefordert, denn sie kennen 
die Sorgen der Menschen vor Ort! 

Gesamtgesellschaftlichen 
Innenpolitik 
Gemeinsam mit dem Arbeitskreis 
Innenpolitik der SPD-Landtags-
fraktion habe ich die Strategie 
der „Gesamtgesellschaftlichen 
Innenpolitik“ entwickelt. Hierbei 
handelt es sich um den Entwurf 
einer ganzheitlich ausgerichte-
ten Sicherheitspolitik, die da-
zu beitragen soll, aktuellen und 
zukünftigen Kriminalitätsphä-
nomenen besser zu begegnen. 
Die Kommunen sind ein wichti-
ger Bestandteil dieses Konzepts, 
denn das Wissen über die loka-
len Gegebenheiten und die Pro-
bleme vor Ort für eine effektive 
Kriminalitätsbekämpfung ist vor-
handen und muss genutzt wer-
den.

Zu den inhaltlichen Schwerpunk-
ten erfolgreicher kommuna-
ler Sicherheitspolitik gehört ei-
ne moderne Präventionsarbeit. 
So kann die potenzielle Bege-
hung von Straftaten frühzeitig 
erkannt und vermieden werden. 
Dabei ist es erforderlich, dass 
sich alle Akteure – Polizei, Jus-
tiz, Schule, Jugendämter, Sozial-
arbeiter – stärker als bisher un-
tereinander vernetzen. Vor allem 
“Kriminalpräventive Räte” oder 
auch “Kommunale Ordnungs-
partnerschaften” haben ein gro-
ßes Potential. Gerade hier tau-
schen sich unterschiedliche Insti-

tutionen über geeignete, auf die 
Verhältnisse vor Ort ausgerichte-
te Maßnahmen zur Kriminalitäts-
bekämpfung aus, dies gilt es zu 
nutzen.

Es ist wichtig auch städtebauli-
che Aspekte und die damit ver-
bundene Beseitigung von „Ang-
sträumen“ einzubeziehen. Wo 
die Verwahrlosung eines öf-
fentlichen Raums hingenom-
men wird, wächst häufig auch 
das subjektive Unsicherheitsge-
fühl der Menschen, oftmals oh-
ne dass eine tatsächliche Zunah-
me von Kriminalität zu beobach-

ten ist. Hier kann auf kommuna-
ler Ebene frühzeitig gehandelt 
werden. Eng damit verknüpft ist 
ebenfalls das Erfordernis einer 
Stärkung der kommunalen Ord-
nungsdienste.

Die SPD darf auf der kommuna-
len Ebene die Deutungshoheit 
beim Thema Sicherheit nicht der 
politischen Konkurrenz oder den 
demokratiefeindlichen Initiati-
ven überlassen! Wir müssen vor 
Ort Antworten auf die Sorgen 
der Menschen geben. Ein konse-
quentes Vorgehen gegen Krimi-
nelle, eine wirkungsvolle Präven-
tionsarbeit sowie Investitionen in 
den sozialen Zusammenhalt un-
serer Gesellschaft zur Bekämp-
fung der Ursachen für Kriminali-
tät sind dabei der Kernbereich ei-
ner erfolgreichen sozialdemokra-
tischen Sicherheitspolitik! 

6

Kandidatinnen und Kandidaten 
dürfen grundsätzlich auch noch 
am Wahltag Wahlwerbung ma-
chen. Dies kann zum Beispiel an-
hand von Wahlplakatwerbung 
etwa auf dem Weg zum Wahl-
lokal, per Tür-zu-Tür Wahlkampf 
oder durch Türanhänger “Heute 
SPD wählen” erfolgen.

Die Werbung am Wahltag stellt 
generell keine unerlaubte Beein-
flussung der Wählerinnen und 
Wähler und damit auch keinen 
Verstoß gegen die Grundsätze 
der Wahlfreiheit und Wahlgleich-
heit dar.

Das verfassungsrechtliche Gebot 
der Wahlfreiheit besagt, dass je-
de wahlberechtigte Person ihr 
aktives Wahlrecht ohne jeglichen 
Zwang oder Druck oder sonstige 
unzulässige direkte oder indirek-

te Einflussnahme von außen auf 
die Entschließungsfreiheit aus-
üben können muss.

Jedoch schränken die Wahlgeset-
ze die Wahlwerbung am Wahltag 
ein. Verboten ist während der 
Wahlzeit jede Beeinflussung der 
Wähler durch Wort, Ton, Schrift 
oder Bild sowie jede Unterschrif-
tensammlung in und an dem Ge-
bäude, in dem sich der Wahlraum 
befindet, sowie unmittelbar vor 
dem Zugang zu dem Gebäude. 

Um eine unzulässige Beeinflus-
sung der Wähler und Wählerinnen 
zu verhindern, ist die unmittelba-
re Umgebung des Wahllokals von 
jeglicher Wahlbeeinflussung und 
jeglicher Unterschriftensamm-
lung freizuhalten. Die unmittel-
bare Umgebung des Wahllokals 
und der Zugang zum Wahlgebäu-

de hängt dabei von den örtlichen 
Gegebenheiten ab. Plakate und 
Wahlwerbung werden entfernt. 
Das Verwaltungsgericht Koblenz 
(K 2920/04.KO) urteilte z.B., dass 
ein 10,1 Meter vom Eingang zum 
Wahllokal einer Grundschule ent-
ferntes sowie hierzu ca. 7 Meter 
seitlich versetztes auf der gegen-
überliegenden Seite an einer Ein-
mündung zu einer Seitenstraße 
angebrachtes Wahlplakat kei-
ne Beeinflussung der Wähler sei. 
Das Gericht begründet dies da-
mit, dass aufgrund der Umstände 
(nicht direkt am Eingang) und der 
konkreten örtlichen Gegebenhei-
ten eine Beeinflussung der Wäh-
ler im unmittelbaren Eingangsbe-
reich zum Wahlraum nicht fest-
stellbar sei.

Wahlwerbung auch noch 
am Wahltag möglich! 

Sicherheit vor Ort? Können wir! 
Innere Sicherheit ist und bleibt eine Kernkompetenz der Sozialdemokratie
Von Andreas Kossiski MdL, Oberbürgermeisterkandidat in Köln 
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Neue Online-Seminare

Sitzungen erfolgreich leiten

Aufgrund der großen Nachfra-
ge haben wir unser Angebot an 
Online-Schulungen weiter aus-
gebaut. Seit Anfang Juli wird das 
Angebot jetzt mit unserer be-
kannten SGK-Schulung „Sitzun-
gen erfolgreich Leiten“ ergänzt.  

In den „SGK-Studios“ in der SGK-
Landesgeschäftsstelle haben wir 
das Tagesseminar mit dem be-
kannten Radiomoderator und 
Trainer – Tom Hegermann – in 
drei Teilen aufgezeichnet und 
stellen es Euch als Abrufseminar 
auf unserer Online-Schulungs-
plattform zur Verfügung! 

Das kommunale 

Mandat
Unsere SGK-Startup-Seminare 
werden wir Euch bald ebenfalls 

als Online-Schulungen zur Verfü-
gung stellen.

Jetzt anmelden auf www.sgk.nrw

Vorankündigung

Grundlagen 
des BaurechtsNKF

Kommunalwahl 2020
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Gestartet wurden die SPD „In-
formations- und Diskussions-
plattformen: Digital-Symposium“ 
für Bürgerinnen und Bürger mit 
hochkarätiger Besetzung aus Poli-
tik, Wirtschaft und Wissenschaft. 
Oliver Burkhard (CHRO Thyssen-
Krupp), Sebastian Hartmann (Vor-
sitzender der NRWSPD), Francesco 
Grioli (Hauptvorstand IG BCE), 
Gerd-Michael Hüsken (Accenture 
Management Beratung), Prof. Dr. 
Reinhard Schütte (Uni Duisburg-
Essen), Günter Mossal (Pressepre-
cher Deutsche Telekom), Gabri-
ele Schmidt (Landesleiterin ver.
di NRW), Dirk Erlhöfer (Hauptge-
schäftsführer Arbeitgeberverband 
Westfalen) sind neben wichtigen 
lokalen Akteuren einige Beispiele. 
Uns ist wichtig zentrale Zukunfts-
themen aufzunehmen und ergeb-
nissichernde Lösungen zu konzi-
pieren, die auch umsetzbar sind.  
Damit erreichen wir Zuspruch, 
bei den Bürgerinnen und Bür-
gern aller Altersklassen. Die ge-
zielte Kommunikation  über so-
ziale Medien sichert ebenfalls 
die Aufmerksamkeit vor allem 
der jüngeren Wählerinnen und 
Wähler. Die Bedeutsamkeit un-
serer Arbeit hat der NRWSPD-
Chef Sebastian Hartmann durch 
die Übernahme der Schirmherr-
schaft unseres Symposiums be-
reits gezeigt.

Die Digital-Symposien finden – 
unabhängig von der aktuellen 
Corona-Krise – von Anfang an 
in der sogenannten Hybrid-Form 
statt. Das heißt: Präsenzveran-
staltung, Livestream und Video-
konferenz in einem. Eine Ent-
wicklung, die viel Arbeit gekostet 

hat, aber nun Früchte zu tragen 
beginnt. Nach einer verlorenen 
Kommunalwahl und verbesse-
rungsbedürften Umfragewerten 

der SPD im Kreis Recklinghausen 
wird das Thema 2018 mit dem 
Anspruch aufgenommen, die Er-
gebnisse für die Region zu repro-
duzieren, um das Vertrauen der 
Wähler über unsere Stadt hinaus 
in die SPD zu stärken.  

Vor Ort sind wir stolz auf die Er-
gebnisse: Ein Positionspapier Di-
gitalisierung und Nachhaltig-
keit,  kompakt auf 2 Seiten, zu 
den Herausforderungen und Zie-
len der Hertener Sozialdemokra-

ten. Im gemeinsamen Workshop 
mit den Hertener Schulleitungen, 
umfangreichen Erfahrungsaus-
tauschen mit den digitalen Vor-
zeigekommunen Gelsenkirchen 
und Köln sowie Abstimmungen 
mit der kommunalen Schulver-
waltung, wird im Juni der Antrag 
zur digitalen Infrastruktur in allen 
Hertener Schulen im Stadtrat ein-
gebracht. Im September kommt 
es nun, auf Drängen der SPD, zu 

einer Ratssitzung, die über das 
weitere Vorgehen und die Um-
setzung entscheidet. Doch dem 
nicht genug: Nächstes Thema 
auf der Agenda ist „Smart Ci-
ty“. In insgesamt drei Sympo-
sien bis zum Jahresende sollen 
die Grundlagen für ein „Smart 
City Herten“-Konzept geschaf-
fen werden. Spätestens Anfang 
2021, wird die SPD dann den 
nächsten Antrag auf dem Weg 
zum Digitalstandort Herten in 
den Rat einbringen. 
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LEITFADEN FÜR DIE RATSARBEIT 
ERLÄUTERUNG DER VORSCHRIFTEN 
DER NORDRHEIN-WESTFÄLISCHEN 
GEMEINDEORDNUNG ANHAND VIELER 
BEISPIELE UND HINWEISE

Von Andreas Wohlland und Dr. Hanspeter 
Knirsch, 7. Auflage 2020, 248 Seiten, 
DIN A5, ISBN: 978-3-9820213-5-5, 
Stückpreis 21 Euro - ab 21 Stück 19 Euro - ab 41 Stück 15 Euro, 
Schaab & Co. GmbH

Der Leitfaden für die Ratsar-
beit behandelt in systemati-
scher Form Themen, die die 
Stellung des Rates, der Rats-
mitglieder, der Bürgermeisterin, 
des Bürgermeisters und der Aus-
schüsse betreffen und rüstet so 
Mandatsträger*innen mit dem 
nötigen Basiswissen aus. Durch 
seine klare Gliederung, Konzent-
ration auf Anfragen aus der Pra-
xis und ein Stichwortverzeichnis 
hat sich der Leitfaden als prakti-
sche Hilfestellung für neue und 
altgediente Ratsmitglieder, so-
wie für Mitarbeiter*innen der 
Verwaltung bewährt.

Die 7. Auflage beinhaltet die Ein-
arbeitung aller Gesetze der letz-
ten sechs Jahre, die zu den Än-
derungen in der Gemeindeord-
nung geführt haben und eine 
im Rahmen des Haushaltsrechts 
dargestellte Erläuterung der neu 
gefassten Kommunalhaushalts-
verordnung (KomHVO). Gleich-
zeitig bietet der Leitfaden fun-
dierte Hilfe zur Orientierung im 
Haushaltsrecht (NKF). Die Ände-
rungen der Gemeindeordnung, 
die durch das sog. Epidemie-Ge-
setz erfolgt sind, werden bereits 
dargestellt und erläutert.

Das Hertener Digital-Symposium 

Langfristige Erfolge und 
Ergebnisse sichern
Von Frank Lelke, Sprecher des Digital-Symposiums der Hertener SPD

Im Hertener Norden wurde 2018 die Idee geboren, Digita-

lisierung als Schwerpunkt aufzunehmen auf die sozialde-

mokratische Agenda zu setzen. Gemeinsam mit unserem 

SPD-Landtagsabgeordneten Carsten Löcker beziehen wir 

seitdem sehr klar Position zu vielen Themenbereichen der 

Digitalisierung in der Stadt und im Kreis. 
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Erläuterung der Vorschriften der nordrhein-westfälischen
Gemeindeordnung anhand vieler Beispiele und Hinweise

7. überarbeitete und aktualisierte Aufl age

Leitfaden für die

Ratsarbeit

Firma 
Schaab & Co. GmbH Velberter Straße 6

40227 Düsseldorf

Fax 02 11 / 977 81 99

Bestellung
Ich bestelle verbindlich:   Buch/Bücher „Leitfaden“ je Expl.  €

Alle Preise zzgl. ges. MwSt., Porto und Verpackung.

Mit den Kommunalwahlen 2020 am 13. September 2020 kommen zahlreiche neue 

Frauen und Männer in die Räte, Bezirksvertretungen und Kreistage der Städte, Gemein-

den und Kreise. Außerdem werden die Landrätinnen und Landräte, Oberbürgermeister/ 

Innen und Bürgermeister/Innen gewählt. Die neuen Mandatsträgerinnen und 

Mandats träger werden sich nicht nur mit den aktuellen fachpolitischen Themen ausei-

nandersetzen müssen, sondern auch mit den Zuständigkeiten und Verfahrensabläufen 

der Gemeindeordnung. Die große Zahl der gesetzlichen Neuerungen (u. a. wegen der  

Corona-Pandemie) und das immer noch für viele ungewohnte Neue Kommunale  

Finanzmanagement, das mit dem 2. NKF-Weiterentwicklungsgesetz zahlreiche Neu-

erungen erfahren hat, stellen auch die ehrenamtlich Tätigen vor erhebliche Heraus-

forderungen. Der bereits in sechs Vorauflagen praxisbewährte Leitfaden für die Rats-

arbeit behandelt daher in systematischer Form schwerpunktmäßig Themen, die die 

Stellung des Rates, der Ratsmitglieder, der Bürgermeisterin, des Bürgermeisters und 

der Ausschüsse betreffen. Zielsetzung ist es, alle kommunalen Mandatsträgerinnen 

und Mandatsträger mit dem notwendigen Basiswissen auszurüsten. Neue Ratsmitglie-

der können sich einarbeiten und „altgediente“ Ratsmitglieder erhalten die Möglichkeit 

eines gründlichen Updates. Ein Stichwortverzeichnis erleichtert die Auffindbarkeit der 

Themen.
Die 7. Auflage beinhaltet die Einarbeitung aller in den letzten sechs Jahren in Kraft  

getretenen Gesetze, die zu den Änderungen in der Gemeindeordnung geführt haben. 

Auch die völlig neue gefasste Kommunalhaushaltsverordnung (KomHVO), die an die 

Stelle der alten Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) getreten ist, wird im Rah-

men der Darstellung des Haushaltsrechts erläutert.

Umfang des Leitfadens,  248 Seiten, Preis bei:
1 bis 20 Exemplare 21 € / Stück21 bis 40 Exemplare 19 € / Stückab 41 Exemplaren 15 € / Stück

Der Leitfaden hat sich außerdem als praktische Hilfestellung für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung auch in  

Zeiten des Internets bewährt. Die klare Gliederung und die Konzentration auf Anfragen aus der Praxis und relevante Probleme 

erleichtern die tägliche Arbeit. Der Leitfaden ist sofort lieferbar.
•  Andreas Wohland ist Beigeordneter des Städte- und Gemeindebundes NRW und dort u. a. für Recht und Verfassung, Europarecht -  

Grundsatzfragen, Staats- und Kommunalverfassung, Verwaltungsmodernisierung, Öffentliches Dienstrecht, Ausländerrecht,  

Ordnungsrecht, E-Government und Integration zuständig.
•  Dr. Hanspeter Knirsch ist viele Jahre in der kommunalen Praxis als Stadtdirektor und Beigeordneter tätig gewesen und verfügt  

als Rechtsanwalt über eine langjährige Beratungspraxis. Er bearbeitet als Autor die Vorschriften des Haushaltsrechts und der 

Kommunalaufsicht der Gemeindeordnung im Kommentar von Rehn/Cronauge/von Lennep/Knirsch: „Die Gemeindeordnung für 

das Land NRW“.

Datum / Unterschrift

Absender
Name

Stadt/Gemeinde
Straße

PLZ/Ort

Telefon

*** aktuell *** mit Corona Gesetzgebung 
*** sofort lieferbar *** aktuell ***

Bestellungen per Mail an info@schaabduesseldorf.de oder per Fax. (Facebook Schaab Druck_Medien)

„Leitfaden für die Ratsarbeit“von Wohland / Knirsch

SGK-Buchtipps

ABBAU KOMMUNALER ALTSCHULDEN AUS 
LIQUIDITÄTSKREDITEN IM RUHRGEBIET

Der 16. Band enthält das Gut-
achten des Regionalverban-
des Ruhr zur aktuellen Dis-
kussion über den Abbau kom-
munaler Altschulden der Me-
tropole Rhein-Ruhr und die 
Vermeidung neuer Schulden. 
Die Studie geht der Frage nach, 
ob sich ein solidarischer Schul-
denabbau durch Kommunen, 
Land und Bund begründen lässt 
und wie eine dauerhafte Prob-
lemlösung konkret ausgestaltet 
werden kann. 

Verschiedene Simulationen und 
Grafiken veranschaulichen die 
Bedingungen für eine gelun-
gene Entschuldung der Kom-
munen.

Für einen kurzen Überblick ist 
der Studie eine Zusammenfas-
sung vorangestellt.

Prof. Dr. Martin Junkernheinrich 
ist Inhaber des Lehrstuhls für 
Stadt-, Regional- und Umwelt-
ökonomie unter besonderer Be-
rücksichtigung finanzpolitischer 
Aspekte an der TU Kaiserslau-
tern, Professor für Kommunal- 
und Regionalpolitik und Autor 
zahlreicher finanzwissenschaft-
licher Gutachten. 

Annika Diehl ist Wissenschaftli-
che Mitarbeiterin am Lehrstuhl 
für Stadt-, Regional und Um-
weltökonomie der Technischen 
Universität Kaiserslautern.

Gerhard Micosatt ist studierter 
Diplom-Geograf sowie Inhaber 
der Forschungsgesellschaft Mi-
cosatt und forscht im Bereich 
der Finanzpolitik.

Von Prof. Dr. Martin Junkernheinrich, Annika 
Diehl und Gerhard Micosatt unter Mitarbeit 
von Christopher Müller, Analytica Verlag, 
Band 16 in der Reihe „Forum öffentliche 
Finanzen“, 1. Auflage 2019, 159 Seiten, 
ISBN: 978-3-929342-85-7, 25,90 Euro
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KOMPAKTINFO

 THOMAS KUTSCHATY 

 „Straßenausbaubeiträge 
 sind ungerecht 

 und bürokratisch. 

 Das System ist 
 nicht reformierbar und 

 gehört abgeschafft. 
 Es ist Zeit, dass 

 die Landesregierung das 
 endlich einsieht.“ 

Fraktionsvorsitzender

SPD-Fraktion im Landtag NRW 
Platz des Landtags 1 // 40221 Düsseldorf  
0211-88 44 777 // spd-fraktion@landtag.nrw.de

 Weitere Infos unter: 
 www.spd-fraktion.de 

 abschaffen! 
 Unfaire Straßenausbaubeiträge 

 Existenz ruiniert! 
  Straße saniert, 

Sie sind ungerecht, unsozial und füttern das immer 
größer werdende Bürokratiemonster 

Straßenausbaubeiträge können jede Hausbesitzerin und jeden Hausbesitzer 
treffen und für manche bedeuten sie den finanziellen Ruin. Besonders hart 
trifft es häufig junge Familien und Rentner*innen. Menschen also, die sowieso 
schon vor besonderen Herausforderungen stehen. Menschen, die sich das 
Einfamilienhaus als Investition in ihre Zukunft geleistet haben. Menschen, 
die ein Leben lang hart gearbeitet haben, um im Alter abgesichert zu sein. 
Besonders auf dem Land, wo sich weniger Grundstücksbesitzer*innen die 
Kosten teilen müssen, ist es keine Seltenheit, dass Bescheide in fünfstelliger 
Höhe im Briefkasten der Anlieger landen. Straßenausbaubeiträge sind unfair. 
Das System kann nicht mehr reformiert werden. Der Meinung sind wir 
nicht alleine. Wir stehen Seite an Seite mit fast einer halben Millionen 
Unterzeichner*innen der erfolgreichsten Volksinitiative NRWs.

 DAS SYSTEM IST NICHT REFORMIERBAR 

Die mehr schlecht als recht zusammengeschusterte Reform der Landes-
regierung hat auch nicht weitergeholfen. Schwarz-Gelb ist krachend 
gescheitert. Entstanden ist ein noch komplizierteres System, dessen Kosten 
die bisherigen sogar noch übersteigen. So werden Straßenausbaubeiträge 
auch weiterhin dafür sorgen, dass Menschen in Existenznöte geraten. 
 Das zeigt: Die ungerechten Beiträge gehören ersatzlos abgeschafft! 

 Deshalb haben wir im Sommer erneut eine Initiative zur Abschaffung 
 der Straßenausbaubeiträge in NRW gestartet. Wir geben im Kampf 
 für die Bürger*innen nicht klein bei. 

 DIE LANDESREGIERUNG STELLT SICH QUER 

„Freibier für alle“, so bezeichnet der Vorsitzende der regierungstragenden 
CDU-Fraktion im Landtag NRW das berechtigte Anliegen hundert-
tausender Bürger*innen. Dabei sind Straßenausbaubeiträge auch für die 
Kommunen zunächst einmal mit hohen Kosten und großem Aufwand 
verbunden. Die Organisation und Durchführung der Maßnahmen verein-
nahmen bisher mindestens die Hälfte der eingetriebenen Beiträge. 
Oft auch mehr als das. Da muss die Frage gestattet sein, ob der vergleichs-
weise geringe Ertrag den großen Aufwand und vor allen Dingen das 
persönliche Opfer der betroffenen Menschen wert ist.


